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Rahmenbedingungen
Einerseits sind die Anforderungen an das Fach Wirtschaft 
und Recht in den vergangenen Jahren massiv gestiegen, 
während andererseits die zur Verfügung stehende Unter-
richtszeit an den Mittelschulen ständig reduziert wurde und 
wird. Die aktuelle Stundendotation ist eindeutig zu knapp 
bemessen. Die Konsequenzen dieser Unterdotation tragen 
nicht nur die späteren Studierenden der Wirtschafts- und 
Rechtswissenschaften, sondern alle Maturandinnen und Ma-
turanden. Es sei an dieser Stelle darauf hingewiesen, dass 
Unterricht in Wirtschaft und Recht einen wichtigen Beitrag 
zum zweiten Hauptziel des Gymnasiums neben der unmittel-
baren Studienvorbereitung leisten kann und muss: Gemäss 
Art. 5 des MAR soll das Gymnasium nicht nur auf ein Hoch-
schulstudium, sondern auch auf anspruchsvolle Aufgaben in 
der Gesellschaft vorbereiten. In vielen Fällen beinhaltet dies 
auch wirtschaftliche und rechtliche Aspekte. Viele Gymnasi-
astinnen und Gymnasiasten nehmen später solche Aufgaben 
an verantwortungsvoller Stelle wahr. Für die meisten ist das 
Gymnasium die einzige Gelegenheit, sich systematisch mit 
wirtschaftlichen und rechtlichen Konzepten auseinanderzu-
setzen. Deshalb ist es besonders wichtig, wie diese Vermittlung 
geschieht und dass ein dazu ausreichendes Stundengefäss zur 
Verfügung steht.
Handlungsbedarf und Hauptprobleme
Die hohen Durchfallquoten in der Assessmentstufe des Ba-
chelorstudiums an der Universität Zürich zeigen einen drin-
genden Handlungsbedarf, der auf der Stufe der Gymnasien 
unseres Erachtens rasch möglichst umzusetzen ist.
Die Hauptprobleme sind offensichtlich:
• Mangelhaftes selbstständiges und zielorientiertes 
Arbeiten
• Oft fehlende physische und psychische Belastbarkeit 
infolge falscher Ressourcenallokation
• Teilweise gravierende Mängel, sich schriftlich klar aus-
drücken zu können
• Falsche Vorstellungen über den Umfang und teilweise 
auch über den Inhalt des gewählten Fachbereichs auf 
der Assessmentstufe (dieser Punkt gilt besonders für das 
Ökonomiestudium)
Mangelhafter Informationsﬂuss
Die Schülerinnen und Schüler wählen oftmals Studienrich-
tungen, ohne deren tatsächlichen Inhalte wirklich zu kennen 
und selbstständig beschreiben zu können. 
Dies hat unseres Erachtens zwei Gründe: Zum einen ist 
die Information der Lehrpersonen an den Kantonsschulen 
v. a. im Einführungsfach Wirtschaft und Recht nicht immer 
solide genug, so dass sie zu wenig fundiert informieren kön-
nen, zum anderen fehlt es aber auch an klar bezeichneten 
Anforderungen seitens der Universität für das Fach Wirtschaft 
und Recht.
Grundvoraussetzungen für ein Studium der Wirtschafts- oder 
Rechtswissenschaft an der Universität
• Sprach- und Mathematikkompetenzen:
− Hohe Ausdruckskompetenz in der deutschen Schrift-
sprache und fehlerfreie Orthograﬁe: Wer sich 
schriftlich sehr gut bzw. einwandfrei ausdrücken 
kann, hat auf dem Arbeitsmarkt gute Chancen. Dies 
ist an den Prüfungen nicht anders; im Bolognastudi-
engang sind jedes Semester schriftliche Prüfungen 
abzulegen. Ein Teil des Versagens an Prüfungen ist 
auf sprachliches Unvermögen zurückzuführen. 
− Gute Kenntnisse der englischen Sprache: Zunehmend 
wird auch die englische Sprache für das Fachstudium 
bedeutend; im Fachbereich der Ökonomie gilt dieses 
Erfordernis bereits heute, in absehbarer Zeit wird dies 
auch im Fachbereich des Rechts der Fall sein.
− Umfassende Anwenderkompetenz in der Mathematik: 
Mathematische (Anwender-)Kompetenz ist eine 
notwendige Voraussetzung für das erfolgreiche 
Bestehen der Assessmentstufe im Fachbereich der 
Ökonomie.
• Selbstkompetenzen und Sozialkompetenzen nehmen einen 
hohen Stellenwert ein:
− Die Fähigkeit, sich selber zu organisieren, die eigene 
Arbeit termingerecht zu planen und zu realisieren, 
das eigene Leistungsvermögen und die eigenen 
Schwächen richtig einzuschätzen, mit mannigfachen 
Belastungen (Frust, Stress) pragmatisch umzugehen, 
sind nicht nur auf dem Arbeitsmarkt immer wichtiger, 
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sie sind vielmehr bereits während des Studiums für 
den Prüfungserfolg entscheidend.
− Wir glauben, dass es menschlicher ist, den jungen 
Menschen in ihrer Entwicklung zu diesem  
Ziel behilﬂich zu sein, als sie aus Gutmütigkeit zu 
schonen.
− Die Lehrkräfte können mit ihrer Vorbildkompetenz 
diesen Prozess unterstützen.
− Maturandinnen und Maturanden verfügen über gute 
Sozialkompetenzen, die für die erfolgreiche Absolvie-
rung des Studiums benötigt werden und somit auch 
zukünftig von grosser Bedeutung sind.
Grundverständnis von Zusammenhängen  
in Wirtschaft und Recht
In der Ausbildungskonzeption des Faches Einführung in 
Wirtschaft und Recht an den Kantonsschulen muss auch eine 
beträchtliche Heterogenität festgestellt werden. Die Maturan-
dinnen und Maturanden müssen nicht über irgendein vages 
fachliches Wissen verfügen, wesentlich sind alleine klar zu 
deﬁnierende Grundkenntnisse und das Verständnis für we-
sentliche Zusammenhänge, die die Ordnung der Wirtschaft 
und des Rechts ausmachen. Dass im Schwerpunktfach Wirt-
schaft und Recht Vertiefungen zu erfolgen haben, erachten 
wir dabei als selbstverständlich. Insbesondere bedeutet dies, 
mit Blick auf die Wahl des Studiums der Wirtschaftswissen-
schaften, dass die zentralen wirtschaftlichen Begriffe und 
Konzepte der Betriebs- und Volkswirtschaft bekannt sind 
(als Beispiele seien diesbezüglich das Rechnungswesen, die 
Finanz- und Arbeitsmärkte sowie die Sozialpolitik genannt). 
Mit Blick auf die Wahl des Studiums der Rechtswissenschaft 
sollten die Begriffe und Konzepte des Öffentlichen Rechts, 
des Zivil- und Wirtschaftrechts, des Strafrechts sowie der da-
zugehörenden Prozessrechte bekannt sein.
Die Vermittlung dieser Minimalstandards im Fach Ein-
führung in Wirtschaft und Recht sollte wenn immer möglich 
praxisnah erfolgen. Diese Praxisbezugsforderung gilt ebenso 
für das Unterrichten im Schwerpunktfach.
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25.2 EMPFEHLUNGEN WIRTSCHAFT UND RECHT
25.2.1 ZUSAMMENARBEIT HOCHSCHULE – 
GYMNASIUM, ANFORDERUNGSKATALOGE UND 
INFORMATIONSFLUSS
Der Informationsﬂuss zwischen den Lehrpersonen  
der Mittelschule und den Universitäten muss zwingend 
verbessert werden. Auf beiden Seiten der Schnittstelle  
fehlt die Kenntnis über die geltenden Bedingungen  
des jeweiligen Partners. So besteht einerseits eine Wissenslücke 
der Mittelschullehrpersonen darüber, was die Universitäten 
konkret für Kompetenzanforderungen an die Mittelschul-
abgängerinnen und -abgänger stellen. Andererseits  
besteht aber auch ein Wissensdeﬁzit bei manchen Dozieren- 
den der Universität über konkrete Anforderungen und  
exakte Inhalte in den Gymnasialfächern gemäss MAR  
und Rahmenlehrplan (RLP).
begründung: Die Hauptursache dafür erkennen wir darin, 
dass bis heute kaum eine direkte Kommunikation zwischen 
den beiden Gruppen der Lehrpersonen besteht. Dass dies 
auch anders geht und eine kollegiale und pragmatische Ko-
operation möglich ist, belegen die Schnittstellengespräche, 
die diesen Empfehlungen zugrunde liegen. Doch bei dieser 
Ausnahme darf es nicht bleiben. Vielmehr ist die Möglich-
keit zur Kommunikation institutionell zu schaffen und zu 
verankern.
umsetzungsvorschläge und adressaten: 
• Institutionalisierte, fachspeziﬁsche und periodisch stattﬁn-
dende Gespräche zwischen Mittelschullehrpersonen und 
Universitätsdozierenden über aktuelle Fragen, Probleme 
und laufende Entwicklungen in den Disziplinen Wirtschaft 
und Recht, im Sinne einer permanenten Kerngruppe
• Institutionalisierte, fachspeziﬁsche und ein Mal jährlich 
stattﬁndende Plenumsveranstaltungen (halbtägige Ver-
anstaltung), die für alle interessierten Lehrpersonen 
sowie Universitätsdozierenden auf der Assessmentstufe 
im Fach Wirtschaft oder Recht offen stehen
• Fachspeziﬁsche Besuchstage für Mittelschulklassen, mög-
lichst im kleinen Rahmen; wir sind uns allerdings auch 
bewusst, dass die künftigen Studierenden mit der Realität 
des Bologna-Massenbetriebes zu konfrontieren sind
• Einrichtung eines Newsletters auf beiden Seiten der 
Schnittstelle
• Professorinnen und Professoren und Assistierende stel-
len sich auf Anfrage als Maturaexpertinnen und -exper-
ten zur Verfügung
• Die Universität erstellt unter Mitwirkung der Mittelschu-
len als Lernziele (Inhalt und Verhalten) deﬁnierte, kog-
nitive Anforderungskataloge. Überfachliche Kompeten-
zen sollen fachübergreifend und gemeinsam mit allen 
Fachvertretenden deﬁniert werden
188
Angesprochen ist dabei vor allem die Kerngruppe Wirtschaft 
und Recht und die Projektleitung HSGYM:
– Es wird eine permanente Arbeitsgruppe eingerichtet, 
deren Aufgabe darin besteht, die Durchführung der 
oben erwähnten Koordinationsaktivitäten dauerhaft zu 
sichern und zu institutionalisieren. Die Aufgabe der 
Projektleitung HSGYM besteht in der Verankerung die-
ser Institution in der Bildungspolitik.
25.2.2 VERBESSERUNG DER DEUTSCHKOMPETENZEN
Ziel ist eine Stärkung der sprachlichen Kompetenzen, indem 
die Muttersprache einerseits als Instrumentarium zur 
kognitiven Erfassung von Problemstellungen ausgebildet wird 
und andererseits als unverzichtbares Ausdrucksmittel in 
Wissenschaft und akademischer Berufspraxis schriftlich (und 
mündlich) gefördert wird.
begründung: Der Mangel an Kenntnissen in der Mutterspra-
che wird von uns einhellig konstatiert. Er zeigt sich beispiels-
weise in folgenden Erscheinungsformen:
• Studentinnen und Studenten haben Mühe, einen Ein-
stieg in die Lektüre wissenschaftlicher Texte zu ﬁnden.
• Studentinnen und Studenten sind oft überfordert, wenn 
es gilt, grössere Textmengen zu bewältigen.
• Im Fach Rechtswissenschaft zeigen Studentinnen und 
Studenten öfters Mühe, sich in schriftlichen Abhandlun-
gen präzise und sprachlich korrekt auszudrücken, so 
dass die wissenschaftliche Arbeit und eine erfolgreiche 
Kommunikation wissenschaftlicher Erkenntnisse behin-
dert sind.
• Studentinnen und Studenten zeigen Mühe, den forma-
len Anforderungen (sprachlich und gestalterisch) wis-
senschaftlicher Arbeiten Genüge zu leisten.
umsetzungsvorschläge und adressaten: 
• Die Bildungsbehörden überprüfen den Gesamtrahmen, 
in dem die muttersprachlichen Kompetenzen erworben 
werden. 
• Die Fachgruppe Deutsch überprüft, wie die empfunde-
nen Mängel auf Gymnasialstufe innerhalb der bestehen-
den Stundendotationen reduziert werden können. 
• Drittens werden Massnahmen konzipiert und evaluiert, 
wie die Sprachkompetenz im übrigen Fachunterricht (in 
unserem Fall in den Fächern Wirtschaft und Recht) 
verbessert werden kann. 
Daraus resultieren drei Unterempfehlungen an 
verschiedene Adressaten:
• Projektleitung HSGYM, Bildungsbehörden: Die bil-
dungspolitischen Instanzen prüfen, wie der Erwerb der 
muttersprachlichen Kompetenzen während der gesam-
ten Schulkarriere innerhalb der bestehenden Stunden-
dotation besser gefördert werden kann. Sie sollen 
ebenso sicherstellen, dass die zur Verfügung gestellten 
Ressourcen vermehrt für die Entwicklung oben 
erwähnter Sprachkompetenzen eingesetzt werden.
• Kerngruppe Deutsch: Die Kerngruppe Deutsch greift 
die Frage auf, wie die oben skizzierten Teilkompetenzen 
innerhalb der bestehenden Stundentafel besser ausgebil-
det werden können. Von unserer Seite aus steht beispiels-
weise im Raum:
– Eine vertiefte Auseinandersetzung mit wissenschaftli-
chen, nichtliterarischen Texten
– Schreiben, schreiben, schreiben ..., so viel wie mög-
lich, natürlich mit sorgfältiger Besprechung, auch in 
den an der Universität geforderten Textgattungen
• Projektleitung HSGYM, Kerngruppe Deutsch, Kerngrup-
pe Wirtschaft und Recht, Fachschaften: Es erscheint uns 
wichtig, dass das Problem einer integrativ nutzbaren 
Sprachkompetenz nicht ausschliesslich an das Fach 
Deutsch delegiert wird. Unsere Empfehlung richtet sich 
somit an alle Fachbereiche. Beispielsweise sollen in ei-
nem Folgeprojekt Konzepte zur Förderung von Sprach-
kompetenzen auch im Fachunterricht erarbeitet und 
evaluiert werden. Wir denken an grundlegende Konzep-
te, konkrete Beispiele, Erfahrungsaustausch und Weiter-
bildungsprogramme.
25.2.3 VERBESSERUNG DER ENGLISCHKENNTNISSE
Die Bedeutung des Englischen als Wissenschafts- und 
Umgangssprache wird in unseren Fächern weiter zunehmen. 
Die fundierte Beherrschung von Englisch auch als aktiver 
Schriftsprache für wissenschaftliche und wirtschaftliche 
Themen ist anzustreben. Dazu soll generell das Niveau der 
Englischkenntnisse angehoben werden.
begründung: Englisch wird weiterhin an Bedeutung gewinnen. 
In den Wirtschaftswissenschaften ist dieser Prozess vor allem 
auf der Masterstufe schon weit fortgeschritten: Ein bedeuten-
der Teil der dort verwendeten Fachliteratur (inklusive Lehrbü-
cher) ist in englischer Sprache abgefasst. Die Universität Zürich 
plant ferner, die Masterstudiengänge in Volkswirtschaft nur 
noch in englischer Sprache durchzuführen. Auf Bachelor- und 
insbesondere auf der Assessmentstufe gelten diese beschrie-
benen Entwicklungen allerdings nur beschränkt. So werden 
gemäss heutigem Wissensstand auch zukünftig die Grundlagen 
auf der Bachelorstufe in deutscher Sprache vermittelt. In der 
Rechtswissenschaft widerspiegelt diese Situationsanalyse zwar 
noch nicht die Gegenwart, da sich die Rechtswissenschaft bis-
lang noch stark mit dem nationalen Recht befasst, jedoch ist 
empfehlungen — wirtschaft und recht
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mit zunehmender Internationalisierung leicht abzusehen, dass 
dem Englischen auch in der Rechtswissenschaft in Zukunft 
eine grössere Bedeutung zukommen wird.
umsetzungsvorschläge und adressaten: 
• Bildungspolitisch soll eine Bestandesaufnahme gemacht 
werden, in welcher Form das Erreichen von Englisch-
kompetenzen stärker gewichtet werden kann. 
• Die Fachgruppe Englisch sollte überprüfen, ob die Un-
terrichtsziele ihres Faches die Anforderungen der Zu-
kunft optimal abbilden.
• Im Weiteren sollen Möglichkeiten zur Förderung der 
Englischkenntnisse auch ausserhalb des klassischen 
Sprachunterrichts ernsthaft geprüft werden (z.B. in 
Freifachkursen). Ebenfalls begrüssen wir den von der 
Bildungsdirektion und den involvierten Kantonsschulen 
eingeschlagenen Weg bezüglich eines praktikablen Im-
mersionsunterrichts (z.B. eine Immersionsklasse pro 
Jahrgang). Den ﬂächendeckend gleichen Immersionsun-
terricht für alle Schulen und Klassen lehnen wir ab. So 
sollen auch in Zukunft an allen Kantonsschulen mehr-
heitlich Klassenzüge geführt werden, welche mit der 
bewährten «einsprachigen» Matur abschliessen.
• Wir möchten ferner darauf hinweisen, dass durch Im-
mersionsunterricht respektive durch die erhöhte Ge-
wichtung des Englischen in der Mittelschule in anderen 
Fächern fast zwangsläuﬁg die für das Studium noch 
wichtigere Deutschkompetenz nachlässt (Zielkonﬂikt).
Daraus resultieren Unterempfehlungen an verschiedene 
Adressaten:
• Projektleitung HSGYM, Bildungspolitik: Hauptaufgabe 
der Bildungspolitik wäre es, zu prüfen, ob und wie der 
Stärkung der Sprachkompetenz in Englisch mehr 
Gewicht und Verbindlichkeit gegeben werden könnte. 
Dies könnte beispielsweise durch die Bereitstellung von 
Mitteln für die Entwicklung und Evaluation von ver-
schiedenen Konzepten eines verbesserten Englischunter-
richts geschehen; denkbar wäre auch ein Einbeziehen 
von internationalen Standards (Europäischer Referenz-
rahmen für Fremdsprachen oder Cambridge Exams) im 
regulären Unterricht oder ein erweitertes Angebot an 
Freifachkursen.
• Kerngruppe Englisch: Die Kerngruppe Englisch greift 
die Frage auf, ob und wie die oben skizzierten Teilkom-
petenzen innerhalb des bestehenden Rahmens besser 
ausgebildet werden können. Von unserer Seite aus 
stehen beispielsweise im Raum:
– Eine Deﬁnition der Anforderungen im Fach Englisch, 
die der zukünftigen Entwicklung Rechnung trägt
– Eine vertiefte Auseinandersetzung mit wissenschaftli-
chen, nichtliterarischen Texten, insbesondere solchen, 
die einen Bezug zum Fachunterricht Wirtschaft und 
Recht haben
– Eine aktive Verwendung des Englischen im Rahmen 
der geforderten Textgattungen zumindest in einfa-
cher Form
– Das Einbeziehen von internationalen Sprachstan-
dards (Europäischer Referenzrahmen für Fremdspra-
chen oder Cambridge Exams) in den regulären Un-
terricht
– Die Kerngruppe Englisch unterstützt andere Fach-
schaften, die in ihrem Fachunterricht Englisch punk-
tuell oder im Rahmen der speziﬁschen Immersions-
klasse einsetzen wollen
• Kerngruppe Wirtschaft und Recht, Kerngruppe Eng-
lisch, Projektleitung HSGYM (Koordination): Eine Ver-
besserung der Englischkompetenzen soll nicht nur, aber 
schwergewichtig die Aufgabe der Fachgruppe Englisch 
sein. Unsere Empfehlung richtet sich aber auch an alle 
anderen Fachbereiche, also auch an die Fachschaft Wirt-
schaft und Recht. Diese soll zusammen mit der Fach-
schaft Englisch und anderen interessierten Fachschaften 
aktiv daran gehen, beispielsweise in Folgeprojekten Kon-
zepte zu erarbeiten und zu evaluieren, wie Englisch als 
partielle Unterrichtssprache bei Immersionsklassen 
eingesetzt werden kann. Ferner ist zu prüfen, wie bei 
Nichtimmersionsklassen etwa durch die punktuelle 
Verwendung von englischsprachigen Texten im Fach 
Wirtschaft und Recht oder durch Projekte das Ziel einer 
Steigerung der Englischkompetenz erreicht werden 
kann. So könnten durch die Erarbeitung von exemplari-
schem Unterrichtsmaterial, durch Erfahrungsaustausch 
und das Angebot von kostenlosen Weiterbildungskursen 
ein Anstoss gegeben und allfällige Einstiegsschwierigkei-
ten aufgefangen werden.
• Universität Zürich und Bildungsbehörden: Die Universi-
tät soll prüfen, ob die bestehenden Sprachgefässe zur 
Förderung der englischen Sprachkompetenz zur Erfül-
lung der gestellten Anforderungen seitens der Wirt-
schaftswissenschaften noch ausreichend sind oder ob 
zusätzliche Angebote bereitgestellt werden müssen.
25.2.4 VERBESSERUNG DER MATHEMATIK- UND 
STATISTIKKENNTNISSE
Die mathematische Behandlung ökonomischer Probleme ist 
sowohl in betriebswirtschaftlichen wie auch volkswirtschaft-
lichen Fragestellungen von grosser Bedeutung. Zudem ist das 
empfehlungen — wirtschaft und recht
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empirische Arbeiten ein zunehmender Bestandteil des 
wirtschaftswissenschaftlichen Studiums. Daher sollten in  
der Mathematik vermehrt auch die notwendigen statistischen 
Grundkenntnisse vermittelt werden. Darüber hinaus ist es 
auch erstrebenswert, dass bereits im Gymnasium erste 
Erfahrungen im empirisch-wissenschaftlichen Arbeiten, also in 
der Anwendung der Statistik, gewonnen werden.
begründung: Die Behandlung von Problemen mithilfe ma-
thematischer Methoden wird in der Ökonomie in verschie-
denen Praxis- und Forschungsfeldern angewandt, in der Be-
triebswirtschaftslehre beispielsweise in Corporate Finance, in 
der Versicherungslehre oder im Operations Research. In der 
Volkswirtschaft werden traditionell die Modelle der Mikro- 
und der Makroökonomie mit mathematischem Formalismus 
dargestellt. Gerade in letzter Zeit haben empirische Ansätze 
vermehrt Gewicht in Forschung und Lehre gewonnen.
Wir haben den Eindruck, dass die Leistungen der Matu-
randinnen und Maturanden in der Mathematik abgenommen 
haben. Mathematik und Statistik steuern einen bedeutenden 
Anteil zum Lernstoff des Assessment-Jahres an der Univer-
sität bei, nicht nur in der Ökonomie, sondern auch in allen 
anderen sozialwissenschaftlichen Fächern. Sie haben einen 
nicht unerheblichen Einﬂuss auf die Selektion. Solide mathe-
matische und statistische Grundlagenkenntnisse stellen einen 
massgeblichen Faktor zum Studienerfolg dar; eine Stärkung 
dieser Kompetenzen kommt somit allen künftigen Studentin-
nen und Studenten der Geisteswissenschaften zugute.
umsetzungsvorschläge und adressaten: Die Rahmenbe-
dingungen sind so anzupassen, dass auch in Zukunft das Erler-
nen der mathematischen Grundlagenkenntnisse sichergestellt 
werden kann. Zudem muss überprüft werden, wie Statistik in 
den Mathematikunterricht aufgenommen werden könnte.
Das Umsetzen der statistischen und empirischen Metho-
den auf angewandte Fragestellungen muss nicht allein im 
Fachunterricht Mathematik stattﬁnden. Ergänzend vermittelt 
beispielsweise das Fach Informatik das praktische empirische 
Arbeiten unter Verwendung von Excel. Empirisches Arbeiten 
ﬂiesst zudem vermehrt in den Fachunterricht ein, dazu bietet 
gerade das Fach Wirtschaft einige Möglichkeiten. Konkret 
sind damit folgende Adressaten angesprochen:
• Projektleitung HSGYM, Bildungsbehörden: Hauptaufga-
be der Bildungsbehörden ist es, zu prüfen, wie der wahr-
genommene Kompetenzabbau der mathematischen 
Grundkenntnisse gestoppt beziehungsweise der Trend 
umgekehrt werden könnte. Statistik und empirisches 
Arbeiten werden in den Lehrplänen stärker gewichtet.
• Kerngruppe Mathematik: Die Kerngruppe Mathematik 
greift die Frage auf, ob und wie der Lehrplan im Fach 
Mathematik den Erfordernissen eines sozialwissen-
schaftlichen Studiums angepasst werden könnte. Sie 
hilft mit, Modelle zu entwickeln, wie empirisches 
Arbeiten fruchtbar im Fachunterricht – insbesondere 
Wirtschaft – eingesetzt werden könnte. Ferner berück-
sichtigt die Kerngruppe Mathematik bei ihren Über-
legungen die Entwicklung im neuen Ergänzungsfach 
Informatik.
• Kerngruppe Wirtschaft, Kerngruppe Mathematik, Pro-
jektleitung HSGYM (Koordination): So früh wie möglich 
soll versucht werden, Anwendungen der Mathematik im 
übrigen Fachunterricht einﬂiessen zu lassen. Dabei soll 
keinesfalls eine Mathematisierung des Fachunterrichts 
durch Formalisierung angestrebt werden. Vielmehr 
sollen Möglichkeiten erarbeitet werden, wie in bestimm-
te Themen exemplarisch der Bezug zu einer echten 
Empirie und zu einfachen mathematischen Lösungswe-
gen hergestellt werden kann. Durch die Erarbeitung von 
beispielhaftem Unterrichtsmaterial, durch Erfahrungs-
austausch und dem Anbieten von Weiterbildungspro-
grammen, könnte ein Prozess in Gang gesetzt werden, 
der einen Beitrag zu einem fächerübergreifenden, inte-
grativen Unterricht zu leisten vermag.
25.2.5 WEITERBILDUNG
Das bestehende Angebot an Weiterbildung genügt nicht in 
allen Belangen. Es fehlen Weiterbildungsangebote zu 
bestimmten Bereichen (z.B. Recht) und wir erachten es als 
notwendig, dass die Weiterbildung in Zusammenarbeit mit der 
Universität geschieht. Dass Weiterbildung als Investition in 
Humankapital zu betrachten ist (und nicht als reiner 
Kostenfaktor), muss immer wieder betont werden. Mangelnde 
ﬁnanzielle Mittel sollten also legitimen Weiterbildungsbedürf-
nissen nie als Argument entgegen gehalten werden.
begründung: Lehrkräfte für Wirtschaft und Recht sind Ge-
neralisten, mehrheitlich mit eigenem Studienschwerpunkt 
BWL, seltener VWL oder Recht. Angesichts der Entwicklun-
gen in ihren Unterrichtsbereichen haben sie einen perma-
nenten und hohen fachlichen Weiterbildungsbedarf. Es gibt 
zwar bestehende Weiterbildungsinstitutionen, die einen Teil 
der Bedürfnisse abdecken, zum Beispiel die Weiterbildungs-
zentrale für Mittelschullehrkräfte, wbz. Diese bietet schwerge-
wichtig in den Bereichen BWL und VWL/Wirtschaftspolitik 
Weiterbildungsmöglichkeiten an, während das Angebot in 
den Bereichen theoretische VWL und Recht eher knapp aus-
fällt. Insbesondere in juristischen Themen besteht bei vielen 
Lehrkräften ein grosses Bedürfnis nach speziﬁscher Verbesse-
rung der fachlichen und methodischen Kompetenzen.
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Gerade verbunden mit der Forderung, die Zusammenarbeit 
und den Informationsﬂuss zwischen Gymnasium und Hoch-
schule zu verbessern (siehe Empfehlung 25.2.1) scheint es uns 
notwendig, dass auch die Hochschulen direkt an der Weiter-
bildung der Gymnasiallehrkräfte beteiligt sind.
umsetzungsvorschläge und adressaten: Wir schlagen vor, 
dass die Weiterbildung der Gymnasial-Lehrkräfte als Aufgabe 
der Universität verankert und eine permanente Weiterbildung 
durch die Universität geschaffen wird. 
Die Organisation dieses Weiterbildungsprogramms soll in 
den Händen des IGB (Institut für Gymnasial- und Berufspä-
dagogik am ZHFS, Zürcher Hochschulinstitut für Schulpäd-
agogik und Fachdidaktik) liegen. Daraus resultieren Empfeh-
lungen an folgende Adressaten:
• Universität Zürich: Die Universität Zürich als grösster 
Ausbilder von Gymnasiallehrkräften und bedeutendstes 
wissenschaftliches Kompetenzzentrum muss ein  
permanentes Weiterbildungsangebot für Gymnasial-
lehrkräfte im Fach Wirtschaft und Recht bereitstellen. 
Im Weiteren muss ferner die Möglichkeit bestehen, für 
spezielle Weiterbildungsbedürfnisse bestimmter Fach-
schaften fachspeziﬁsche Referierende (Professorinnen 
und Professoren, Doktoranden oder Assistierende) der 
Hochschulen anfragen zu können.
• IGB: Das Weiterbildungsprogramm des IGB muss so 
ausgebaut werden, dass regelmässig fachliche und me-
thodische Weiterbildungsangebote aus der wirtschafts-
wissenschaftlichen und aus der rechtswissenschaftlichen 
Fakultät enthalten sind (mindestens ein Angebot pro 
Semester, besser ein Angebot aus jeder Fakultät). Die 
Organisation und Themensuche soll in der Verantwor-
tung des IGB liegen, die fachlich-inhaltliche Leitung 
muss bei den Lehrstuhlinhabern der Wirtschaftswissen-
schaftlichen und Rechtswissenschaftlichen Fakultät 
liegen.
25.2.6 LEHR- UND LERNMETHODEN, ERWEITERUNG 
DES LERNMETHODENANGEBOTS IN RICHTUNG 
UNIVERSITÄRE LERNMETHODEN
Der Übergang vom Gymnasium an die Universität bietet 
insbesondere in Bezug auf die persönliche Arbeits- und 
Lernmethodik sowie das Selbst- und Projektmanagement einige 
Schwierigkeiten. Geprüft werden soll, ob dieser Übergang bereits 
am Gymnasium durch die behutsame und exemplarische 
Einführung von sich an der Universitätsrealität orientierenden 
Lehr- und Lernmethoden abgefedert werden kann.
begründung: Die Universitäten haben in den letzten Jah-
ren einen deutlichen Wandel durchgemacht, induziert durch 
hauptsächlich drei Ursachen: Die Integration von E-Learning, 
steigende Studentenzahlen bei gleichzeitigem Kostendruck 
und Umstellung auf das Bolognasystem.
An Universität und Gymnasium werden zwar teilweise die 
gleichen Fächer, aber nicht auf derselben Altersstufe und nicht 
auf demselben inhaltlichen Niveau unterrichtet. Folgerichtig 
unterscheidet sich der jeweilige Unterricht in Didaktik und 
Methodik nicht unerheblich, und das soll auch so bleiben.
Als Folge davon können aber teilweise bei Studienanfän-
gerinnen und -anfängern speziﬁsche Schwierigkeiten beob-
achtet werden:
• Aktives Projektmanagement
• Lern- und Arbeitstechniken
• Selbstmanagement (Selbstständigkeit)
• Diskussions- und Präsentationstechnik
• Belastbarkeit bei der Verarbeitung grösserer  
Textmengen
Eine Folge ähnlicher Überlegungen war seinerzeit die Ein-
führung einer Maturaarbeit auf Gymnasialstufe; diese kann 
wohl mit Recht als Erfolgsgeschichte bezeichnet werden. Noch 
entwicklungsfähig ist aber wohl der Projektunterricht, der 
auf die erfolgreiche Erarbeitung der Maturaarbeit hinzielt, 
aber in den meisten Schulen seinen deﬁnitiven Platz noch 
nicht gefunden hat. Positiv zu werten ist, dass an mehreren 
Schulen verschiedene andere Lernformen erprobt werden, 
die geeignet scheinen, den erwähnt schwierigen Übergang 
an die Hochschule zu erleichtern.
umsetzungsvorschläge und adressaten: Wir regen an, dass 
neue, sich an den Anforderungen der Universität orientieren-
de Lehr- und Lernmethoden (dazu zählen wir auch den Pro-
jektunterricht), Ermunterung, Förderung und Unterstützung 
bekommen. Im Rahmen von Schulentwicklungsprojekten sol-
len exemplarische Lernformen erprobt und evaluiert werden. 
Die Aufforderung richtet sich an die Bildungsbehörden, die 
Schulbehörden und die Fachschaften:
• Projektleitung HSGYM, Bildungsbehörden: Die bil-
dungspolitischen Instanzen prüfen, wie sie die Entwick-
lung und Evaluation von sich an der universitären Reali-
tät orientierenden Lernmethoden fördern und unter-
stützen können. Insbesondere sorgen sie dafür, dass den 
Schulleitungen oder den Projekten direkt die notwendi-
gen Mittel zur Verfügung stehen. Zudem koordinieren 
sie die einzelschulischen Anstrengungen.
• Schulleitungen: Die Schulleitungen verpﬂichten sich, 
den Projektunterricht und die Entwicklung der erwähn-
ten neuen Lehr- und Lernmethoden zu unterstützen 
und zu fördern. Insbesondere stellen sie Mittel bereit 
und fordern diese bei den übergeordneten Instanzen 
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ein. Die Schulleitungen sind dafür verantwortlich, dass 
an ihren Schulen entsprechende Schulentwicklungspro-
jekte vorangetrieben werden.
• Fachgruppe Wirtschaft und Recht, übrige Fachschaften: 
Die Adressaten initiieren Schulentwicklungsprojekte, in 
denen Lehr- und Lernmethoden, die das Projekt- und 
Selbstmanagement explizit fördern und exemplarisch 
auf die spätere universitäre Realität hinführen. Die Pro-
jekte fussen in den einzelnen Schulen, hingegen ist eine 
Vernetzung und Befruchtung unter den Schulen sehr 
erwünscht. Wichtig erscheint dabei, dass bereits frühzei-
tig mit einem Aufbau der erwähnten Kompetenzen be-
gonnen wird, so dass sie bereits bei der Erarbeitung der 
Maturaarbeit zum Tragen kommen.
25.2.7 EMPIRISCHE BEGLEITUNG,  
KONTROLLE UND EVALUATION DER 
SCHNITTSTELLENPROJEKTE
Die Analyse und Interpretation der Schnittstellenprobleme 
könnte verbessert werden, wenn die Ausgangslage empirisch 
besser dokumentiert wäre. Zudem scheint eine wissen-
schaftliche Begleitung allfällig zu ergreifenden Massnahmen 
geboten.
begründung: Die Arbeit am Projekt HSGYM hat gezeigt, dass 
Mängel zwar erkannt werden, deren Analyse, Interpretation und 
Einordnung aber noch wesentlich optimiert werden könnte. 
Die empirische Analyse bewegt sich noch auf zu unsiche-
rem Feld. Obwohl teilweise umfassende Studien erschienen 
sind, sind diese nicht immer einfach auf die Schnittstellen-
problematik zu übertragen. 
Das HSGYM-Projekt wird vermutlich einige Folgeprojek-
te auszulösen. Es wäre hilfreich, wenn alle diese Projekte, 
die sich mit der Verbesserung der Schnittstellenproblematik 
befassen, wissenschaftlich begleitet würden, um deren Wirk-
samkeit zu evaluieren.
umsetzungsvorschläge und adressaten: Unserer Mei-
nung nach würde eine bessere Forschungslage die Analyse 
der Mängel und die Wirksamkeit von Gegenmassnahmen 
verbessern; Kernstück dieser Empfehlung ist somit die Ein-
richtung einer ständigen Arbeitsgruppe, die sich dieses Pro-
blems annimmt.
Universität und Kantonsschulen unter koordinierender 
Kontrolle der Projektleitung HSGYM richten im Schnitt-
stellenprojekt eine ständige Arbeitsgruppe mit folgenden 
Aufgaben ein: 
– Auswertung und Aufarbeitung der zur Verfügung 
stehenden Daten in Bezug auf die Schnittstellen-
problematik
– Verbesserungsvorschläge an die Erheber der Daten in 
Bezug auf eine aussagekräftigere Auswertung
– Überprüfung der Wirksamkeit der getroffenen Massnah-
men, die im Rahmen der Schnittstellenproblematik 
initiiert wurden
– Vorlegen von Verbesserungsvorschlägen für die unter-
suchten Massnahmen.
25.2.8 «EINFÜHRUNG IN WIRTSCHAFT UND RECHT» ALS 
MATURARELEVANTES GRUNDLAGENFACH
Die im MAR vorgeschriebenen Ziele können mit den  
gegebenen Mitteln nicht erreicht werden. Dazu ist eine  
Erhöhung der Stundendotation auf vier Jahreslektionen  
und die Wiedereinführung von Wirtschaft und Recht  
als Maturafach notwendig.
begründung: Das gültige Regelwerk MAR, das die Anerken-
nung der Matura durch einen gemeinsamen Beschluss aller 
Kantone und des Bundes schweizweit regelt, fordert für alle 
Maturandinnen und Maturanden eine obligatorische Ein-
führung in Wirtschaft und Recht.
Ein erstes Ziel des MAR ist die Hochschulfähigkeit. Kennt-
nisse in Wirtschaft und Recht sind nicht nur für ein Wirt-
schafts- oder Rechtsstudium nötig, sondern für jedes Studium, 
das ein Verständnis von gesellschaftlichen Problemen fordert 
und lehrt, so etwa Soziologie, Politologie, Geschichte, Publi-
zistik, Geograﬁe. Als zweites Bildungsziel fordert das MAR, 
dass sich die Maturandinnen und Maturanden in ihrer Um-
welt, namentlich der gesellschaftlichen und kulturellen Um-
welt zurechtﬁnden sollen (vgl. die Rahmenbedingungen der 
Eingangsanalyse).
Die meisten Gymnasien stellen zur Erreichung dieser Zie-
le allerdings nur eine minimale Stundendotation zur Verfü-
gung – in der Regel eine (sic!) Jahreswochenstunde. Damit 
können die im MAR geforderten Bildungsziele nicht erreicht 
werden. 
Während das Fach «Einführung in Wirtschaft und Recht» 
zurzeit noch über die sozialwissenschaftliche Gesamtnote in 
die Matura einﬂiesst, soll es gemäss der bereits beschlosse-
nen MAR-Reform nicht mehr maturarelevant sein. Dies ver-
schlechtert die Rahmenbedingungen für die rechtliche und 
ökonomische Allgemeinbildung wesentlich.
Die formulierten Ziele können so nicht erreicht werden. Die 
Rahmenbedingungen sollen entsprechend geändert werden.
umsetzungsvorschläge und adressaten: 
• Bildungsdirektion, Bildungsbehörden: Das Fach 
Wirtschaft und Recht wird als normales Grundlagen- 
fach unterrichtet. Es zählt als ein für die Erreichung  
der Matura notwendiges Fach. Der Unterricht in 
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Wirtschaft und Recht beträgt mindestens vier Jahres-
wochenstunden. Die Rahmenbedingungen des 
Unterrichts in Wirtschaft und Recht sind in allen 
Belangen (so auch in der Ausbildung der Lehrkräfte) 
analog zu denjenigen der übrigen Fächer.
• Die einzelnen Gymnasien, Bildungsrat: Die einzelnen 
Gymnasien – Schulleitungen, Konvente – nutzen ihren 
Spielraum bei der Gestaltung der Lehrpläne und der 
Stundentafel innerhalb der kantonalen Vorgaben so, 
dass zumindest eine Einführung in die drei grundlegen-
den Gebiete Recht, Volkswirtschaftslehre und Betriebs-
wirtschaftslehre erfolgen kann. Dies ist nicht möglich, 
wenn die Stundendotation unter vier Jahreswochenstun-
den liegt.
Kerngruppe
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